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TüRKEI-BESUCH 

Ehrlich miteinander 
umgehen 

Die Union lehnt eine EU- 
Vollmitgliedschaft der 
Türkei ab und bekräftigt 
•hre Vorstellung, wonach 
d'e Türkei statt einer EU- 
Vollmitgliedschaft eine pri- 
vilegierte Partnerschaft 
•fiit der EU eingehen soll. 

Diesen   Standpunkt   be- 

kräftigte   die   Vorsitzende 

der CDU Deutschlands und 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Angela Merkel, 
gegenüber der türkischen 
Staatsführung. In Begleitung 
von Wolfgang Schäuble, 
dem in der Bundestagsfrak- 
tion für Außenpolitik zu- 
ständigen stellvertretenden 
Vorsitzenden,    Fortsetzung S.2 
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Fortsetzung von Seite 1 

und dem Vorsitzenden des 
deutsch-türkischen Forums 
der CDU NRW, Bülent Ars- 
lan, traf sich Angela Merkel 
im Rahmen eines zweitägi- 
gen Türkei-Besuchs mit 
dem türkischen Regierung- 
schef und Vorsitzenden der 
Partei für Gerechtigkeit und 
Entwicklung (AKP), Recep 
Tayyip Erdogan, dem türki- 
schen Innenminister Abdül- 
kadir Aksu, Außenminister 

Abdullah Gül, Parlament- 
spräsident Bülent Arinc so- 
wie mit der gesamten 
Führungsspitze der AKP. 

Ziel ihrer Gespräche sei 
gewesen, deutlich zu ma- 
chen, dass der Vorschlag ei- 
ner privilegierten Partner- 
schaft keine Anti-Türkei-Po- 
sition sei, und sie glaube, 
dies sei auch so verstanden 

worden, sagte Angela Mer- 
kel. Sie habe ihren Ge- 
sprächspartnern erklärt, 
dass nach Überzeugung der 
Union beim derzeitigen Zu- 
stand der EU eine Vollmit- 
gliedschaft „auf absehbare 
Zeit nicht verwirklicht wer- 
den kann." So, wie die EU 
derzeit konstruiert sei, halte 

sie eine Ausweitung auf alle 
Gebiete für eine unlösbare 
Aufgabe. Merkel räumte 
ein, dass der Türkei seit 
rund 40 Jahren eine Mit- 
gliedschaft in der Europäi- 
schen Union in Aussicht ge- 
stellt worden sei. Dies sei 
aber unter anderen Vorzei- 
chen als den derzeitigen ge- 
schehen. In diesem Zusam- 
menhang erinnerte die Vor- 
sitzende daran, dass nicht 
nur der aufzunehmende 

Staat die Kopenhagener Kri- 
terien erfüllen, sondern 
dass auch die Europäische 
Union ihrerseits über die 
Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Integration 
verfügen muss. Europa müs- 
se bereits jetzt wegen der 
anstehenden Aufnahme von 
zehn neuen Mitgliedern am 
l.Mai und möglicherweise 
einer weiteren Erweite- 
rungsrunde im Jahr 2007 
mit Bulgarien und Rumäni- 
en eine große Integrations- 
leistung vollbringen und 
stehe vor einer „Bewäh- 
rungsprobe". 

„Wir sollten ehrlich mit- 
einander umgehen", mahn- 
te Angela Merkel auch an 
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die Adresse der Bundesre- 
gierung. Die Türkei habe 
natürlich eine europäische 
Perspektive. Doch ange- 
sichts der wirtschaftlichen 
und vieler staatspolitischen 
Unterschiede sei noch ein 
Weiter Weg zu gehen. Die 
EU selbst stehe vor „riesi- 
gen Herausforderungen" mit 
der Erweiterung um zehn 
neuen Mitgliedstaaten. Da- 
bei erinnerte sie an die 

Haushaltsprobleme der EU 
und die Probleme, die zu er- 
warten sind, „wenn noch 25 
Millionen türkische Bauern 
dazukommen sollen." Kanz- 
ler Schröder warf sie eine 
unaufrichtige Politik vor. 
Man dürfe nicht „mit zwei 

Bei einer Unterredung mit dem ökumenischen Patriarchen Bartholomäus II. informierte 

sich Angela Merkel über die Situation der christlichen Minderheit in der Türkei. 

Zungen sprechen", so die 
CDU-Vorsitzende. Die Bun- 
desregierung handele un- 
realistisch, wenn sie einer- 
seits für einen  sparsamen 

Umgang mit den deutschen 
Mitteln für die EU eintrete, 
andererseits die schnelle 
Aufnahme der Türkei for- 
dere. 

FÜR EINE PRIVILEGIERTE PARTNERSCHAFT MIT DER TÜRKEI 

Ein Beitritt der Türkei zur 
Europäischen Union wür- 
de diese finanziell und ins- 
titutionell überdehnen. 

Die Europäische Union 
muss zunächst die Integra- 
tion der zehn neuen Län- 
der, die am 1. Mai dieses 
Jahres beitreten werden, 
erfolgreich vollenden. Die 
Aufnahmefähigkeit der Eu- 
ropäischen Union ist damit 
zunächst an ihre Grenzen 
gelangt, insbesondere im 
Hinblick auf ein großes 
Land wie die Türkei. Es ist 
mutig und politisch auf- 
richtig, dass Angela Merkel 
diese Fragen in aller Offen- 

Hans-Gert Pöttering 

türkischen 
Führung 
diskutiert 
und insbe- 
sondere 
auch die 
za h I rei - 
chen Mög- 
lichkeiten 

im Rah- 
men einer privilegierten 

Partnerschaft mit der Tür- 
kei erörtert. Eine intensive 
und privilegierte Zusam- 
menarbeit zwischen der 
Europäischen Union und 
der Türkei im Bereich Wirt- 
schaft, Politik, Zivilgesell- 
schaft und in der Außen- 

und Sicherheitspolitik 

kann für beide Seiten zügig 
zu konkreten Ergebnissen 
führen. Hierüber müssen 
wir eine aufrichtige 'ind 
von gegenseitigem Re- 
spekt und Achtung getra- 
gene Diskussion führen. 
Ich hoffe sehr, dass auch 
unsere türkischen Partner 
die pragmatische Seite ei- 
ner solchen privilegierten 
Partnerschaft bewerten. 

Hans-Gert Pöttering 
ist Vorsitzender der EVP- 

ED-Fraktion im Europä- 
ischen Parlament und 
CDU-Spitzenkandidat bei 
den Europawahlen. 
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Bereits vor dem Abflug 
hatte Angela Merkel ihren 
Standpunkt deutlich ge- 
macht: „Für die CDU sind 
gute und freundschaftliche 
Beziehungen zur Türkei sehr 
wichtig. Die Union will ihr 
nicht die Tür nach Europa 
verschließen, aber wir plä- 
dieren statt Vollmitglied- 
schaft für eine privilegierte 
Partnerschaft, für einen drit- 
ten Weg." 

Durch die vorgeschla- 
gene privilegierte Partner- 
schaft werde die Türkei 
nicht zu einem „Mitglied 
zweiter Klasse." So könne 
eine   privilegierte   Partner- 

Angela Merkel im Gespräch mit Wolfgang Schäuble 

Die Kontakte zur AKP sol- 
len nach Darstellung Mer- 
kels ausgebaut werden. So 
hätten sie und Erdogan sich 
darauf geeinigt, eine regel- 

Angela Merkel bei der Kranzniederlegung im Mausoleum des Staatsgründers der Türkei 

Kemal Atatürk 

schaft etwa in einem Aus- 
bau der Zollunion, Integra- 
tion bei der Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik so- 
wie Kooperation in der For- 
schungs- und der Gesell- 
schaftspolitik bestehen, er- 
klärte Angela Merkel. 

mäßige Zusammenarbeit auf 
der Ebene der Generalse- 
kretäre zu beginnen. Die 
CDU-Chefin erinnerte daran, 
dass die AKP im Europarat 
bereits maßgeblich in die 
christdemokratische „Partei- 
enfamilie" eingebunden sei. 

Mit Blick auf die bevorste- 
hende Europawahl sagte 
Merkel, sie halte nach der 
Reise an ihrer bisherigen Pla- 
nung fest, wobei das Thema 
Türkei im Wahlkampf eine 
Rolle spielen, aber nicht in 
den Vordergrund geschoben 
werden solle. Die CDU wer- 
de ihre Argumente für eine 
Ablehnung einer Vollmit- 
gliedschaft Ankaras in der 
EU darstellen. „Zum Popu- 
lismus eignet sich dieses The- 
ma mit Sicherheit nicht", 
sagte die Vorsitzende. 

Angela Merkel zieht ein 
positives Fazit des Türkei- 
Besuchs: Deutschland und 
die Türkei brauchen einan- 
der als Partner und Freunde. 
Und es bleibe abzuwarten, 
ob bei stockenden Verhand- 
lungen zwischen EU und Tür- 
kei nicht eine der beiden Sei- 
ten das CDU-Konzept einer 
privilegierten Partnerschaft 
als eigene Rückfallposition 

aufgreife. 
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Wirtschaft 

Laurenz Meyer: 

Den Schwarzmarkt mit dem Markt 
bekämpfen 

Jeder Zweite kann sich 
vorstellen, es zu tun. Jeder 
Zehnte gibt zu, es schon mal 
getan zu haben. Die Rede ist 
von der Schwarzarbeit. Rund 
360 Milliarden Euro werden 
in Deutschland jährlich in 
dieser boomenden „Bran- 
che" erwirtschaftet, Tendenz 
steigend. Schwarzarbeit ist 
Teil eines gefährlichen Stru- 
dels, in dem sich Deutsch- 
lands Volkswirtschaft befin- 
det: Massenarbeitslosigkeit 

~ mit einem rasant anwach- 
senden Anteil Geringqualifi- 
zierter - und steigenden 
Steuern und Abgaben. Der 
Zusammenhang ist eindeu- 
tig belegt: In Ländern mit 
niedrigeren Steuern und Ab- 
gaben - wie USA, Schweiz, 
Großbritannien -wirddeut- 
lich weniger schwarz gear- 
beitet als im Hochsteuer - 
und Abgabenland Deutsch- 
land. 

Doch statt mit einem mu- 
tigen Systemwechsel rea- 
giert die Politik mit noch 
rnehr Ordnungsmaßnahmen. 
Das Bundeskabinett hat sich 
vergangene Woche mit dem 
Thema Schwarzarbeit be- 
fasst. Aber die Regierung 
s°llte zur Kenntnis nehmen, 
dass es  nichts  bringt,  an 

den Symptomen zu doktern. 
Man muss an die Ursachen 
ran, die Kräfte der sozialen 
Marktwirtschaft wieder in 
die richtigen Bahnen lenken. 
Mehr Kontrolle ist der 
falsche Weg, um das Pro- 
blem der Schwarzarbeit an 
den Wurzeln zu bekämpfen. 

Natürlich muss das 
Rechtsstaatsprinzip gelten, 
müssen Kriminelle und inter- 
national organisierte, dem 
Menschenhandel nicht un- 
ähnliche Organisationen zur 
Vermittlung illegaler Ar- 

beitskräfte aus dem Ausland 
strafrechtlich verfolgt wer- 
den. In der aktuellen Debatte 
geht es aber um etwas ande- 
res: Zum Beispiel darum, Be- 
schäftigung im haushaltsna- 
hen Dienstleistungsbereich 

nicht zu kriminalisieren, son- 
dern zu legalisieren und at- 

traktiv zu machen. Zum Bei- 
spiel darum, die Aufnahme 
regulärer Arbeit lukrativer 
zu machen als eine Kombi- 
nation aus Sozialtransfers 
und Schwarzarbeit. Kurz: Es 
geht darum, das Anreizsys- 
tem wieder vom Kopf auf die 
Füße zu stellen. 

Wenn die Grenzbelastung 
für einen durchschnittlichen 
Arbeitnehmer bei nur einer 
Stunde Mehrarbeit bereits 
66 Prozent (und angesichts 
der demographischen Ent- 
wicklung bald gegen 80 Pro- 
zent strebt, wenn wir die 
Dinge laufen lassen) beträgt, 
dann ist auch der Anreiz für 
Mehrarbeit gleich Null -und 
einer der Grundpfeiler der 
Sozialen Marktwirtschaft, 
das Leistungsprinzip, außer 
Kraft gesetzt. Das Problem 
sind also nicht die Menschen, 
die schwarz arbeiten. Das 
Problem ist vielmehr die 

enorme Steuer - und Abga- 
benlast. Und das zweite Pro- 
blem ist das starre Korsett 
des Sozialstaats mit Lohner- 
satzeinkommen als Konkur- 
renz zum Arbeitslohn. Wenn 
zudem Tarifparteien über- 
proportional die unteren 
Lohngruppen bedenken und 
damit sicher bei den dort Be- 
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Wirtschaft 

schäftigten Zustim- 
mung finden, wird das 
Problem erst recht 
nicht gelöst. Im Ge- 
genteil: Durch diesen 
Fehlanreiz werden 
Neueinstellungen in 
diesem besonders bri- 
santen Teilbereich der 
Arbeitslosigkeit über- 
proportional verteu- 
ert. Und Unternehmer 
dazu verleitet, Produk- 
tionsstätten mit sol- 
chen Arbeitsplätzen 
zusätzlich ins Ausland 
zu verlagern. 

Gewählte Volks- 
vertreter verhalten sich also 
weltfremd, wenn sie erst An- 
reizfunktionen setzen, die 
zum Fehlverhalten führen, 
sich dann über diese Ent- 
wicklung empören und mit 
neuen Ordnungsmaßnah- 
men reagieren - das ist ein 
Beschäftigungsprogramm 
für Juristen, nicht aberfür die 
große Zahl von Arbeitslosen. 

Der Staat reguliert am 
Bürger vorbei. Das führt 
nicht nur zu milliarden- 
schweren Einbußen bei Steu- 
ern und Sozialabgaben, son- 
dern auch zu zusätzlichen So- 
zialtransfers an die Betroffe- 
nen. Darüber hinaus unter- 
gräbt es auch das Vertrauen 
der Bürger in ihren Staat. Po- 

litik muss zeigen, dass sie die 
Situation verstanden hat, 
muss die Wurzel des Übels 
angehen.    Und    zwar    mit 

in Milliarden Euro 
(Schätzung) 

Schwarzarbeit boomt 
Umsatz in Deutschland 

1980   '85 

marktwirtschaftlichem, nicht 
mit etatistischem Akzent. 
Der Hauptschalter, auf dem 
das Wort „Freiheit" steht, 
muss umgelegt werden, da- 
mit die Grundprinzipien der 

Sozialen Marktwirtschaft - 
Wettbewerb, Leistung, Ver- 
antwortung und Solidarität - 
auch im 21. Jahrhundert wie- 
der gelten. Leistung muss 
sich wieder lohnen. Für den 
Staat heißt das, stärker nach 
dem Prinzip „Fordern und 
Fördern" zu handeln: Die 
Gesellschaft fängt Schwache 
auf, aber Leben auf Kosten 
der Allgemeinheit wird be- 
straft. Für das konkrete poli- 
tische Handeln bedeutet das: 
Deutschland braucht ein ein- 
faches Steuersystem mit ho- 

hen Freibeträgen pro Famili- 
enmitglied, braucht einen 
spürbar   deregulierten   Ar- 

beitsmarkt z.B. mit 
flexibleren Ausgestal- 
tungsmöglichkeiten 
innerhalb der Flächen- 
tarifverträge, bei der 
Arbeitszeit und beim 
Kündigungsschutz für 
Neueinstellungen. 
Darüber hinaus müs- 
sen die aus den So- 
zialsystemen staatlich 
subventionierten Vor- 
ruhestandsregelun- 
gen gestoppt werden. 
Weiterhin braucht 
Deutschland dringend 
einen echten Nied- 
riglohnsektor - Sozial- 

transfers als Lohnersatzleis- 
tungen müssen zu einer 
Kombination von Lohnzu- 
satzleistungen und regulä- 
rer Arbeit werden. Schon 
2004, schätzen Experten, 
könnte z.B. durch die kürz- 
lich von der Union durchge- 
setzte 400-Euro-Lösung die 
Schwarzarbeit erstmals wie- 
der sinken. Am Rande be- 
merkt: Wenn die Politik es 
nicht schafft, solche Anreize 
zu setzen, dann wird spätes- 
tens die EU-Osterweiterung 
Deutschland zum Handeln 
zwingen. 

Hinter all diesen notwen- 
digen Maßnahmen stehen 
zwei Motive. Ein materielles 
- nämlich den Faktor Arbeit 

wieder bezahlbar zu machen. 
Ein immaterielles - das Ver- 
hältnis zwischen Staat und 
Bürger   wieder   auszubalan- 
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Regierungskrise 

eieren. Menschen brauchen 
Rahmenbedingungen, die ih- 
nen Freiheit zur Entfaltung 
lassen. Anreize müssen so ge- 
setzt werden, dass rationales 
Marktverhalten belohnt statt 
kriminalisiert wird und der 
Gesellschaft nützt, statt sie 
auszubeuten. Es funktioniert 
nicht, wenn der Staat gegen 
gesellschaftliche Realitäten 
handelt. Er muss sich wieder 
mit dem marktwirtschaftli- 
chen Prinzip, dem freiheitli- 
chen Menschenbild versöh- 
nen. Es ist an der Zeit, ein 
neues Verständnis darüber 
zu formulieren, was des Staa- 
tes ist und was des Bürgers. 

BUCHTIPP 

Norbert  Franck:  Hand- 
buch Presse und Öffent- 
lichkeitsarbeit,    Fischer 
Taschenbuch       Verlag, 
Frankfurt am Main 2003. 
252 Seiten. 12,90 Euro. 

Der Autor, selbst Presse- 
sprecher und Journalist, er- 
klärt   Grundlegendes   der 
Presse-    und    Öffentlich- 
keitsarbeitanschaulich und 
ausführlich.       Zahlreiche 

Checklisten,  goldene   Re- 
geln, Tricks und Tipps lie- 
fert er zu jedem der vier 

großen Kapitel. 
Empfehlung:    Universal- 
'ektüre für Autodidakten 
'm Bereich Presse- und Öf- 
fentlichkeitsarbeit. 

Volker Kauder: 

Quo vadis, Deutschland? 
Deutschland steckt in einer 
Regierungskrise, die sich 
inzwischen zur Dauerkrise 
ausgewachsen hat. Schrö- 
ders Hoffnung, durch den 
Verzicht auf sein Parteiamt 
die Gemüter beruhigen zu 
können, hat getrogen. 

Vielmehr hat sein Schritt 
gerade den Sozialdemokra- 
ten Auftrieb gegeben, denen 
die ganze Richtung der 
Agenda 2010 nicht passt 
oder nie gepasst hat. Der 
Kampf, den er mit der eige- 
nen Gefolgschaft um die 
Durchsetzung seiner Refor- 
men führen musste und das 
sich in jüngster Zeit immer 
noch steigernde Dauerla- 
mento über handwerkliche 
Fehler und Fehlbesetzungen 
in der Regierung haben 
Schröder zugesetzt. 

Die offiziell verkündete 
Lesart, dass Schröder Ballast 
in der Partei habe abwerfen 
wollen, um als Regierung- 
schef handlungsfähiger zu 

werden, wird immer un- 
glaubwürdiger. Er kann von 
Glück sagen, wenn ihn die 
Partei als Kanzler noch eine 
Weile erträgt. Die Gründe, 
warum sich die SPD-Basis 
von ihrem Vorsitzenden 
Schröder entfremdete, be- 
stehen fort - sie können aber 
auch dazu führen, dass sie 

sich auch von ihrem Kanzler 
Schröder abwendet. Hinzu 
treten das unsägliche De- 
saster mit der LKW-Maut 
und das Scheitern fast aller 
hoch gepriesenen Ideen aus 
den Hartz-Vorschlägen. Der 

Kanz-Ier und die gesamte 
Bundesregierung stecken in 
einer tiefen Krise - und damit 
auch die Republik. 

Die Auswirkungen der 
politischen Selbstentmach- 
tung Schröders werden auch 
im Wirtschaftsgeschehen 

schnell zu spüren sein. Die 
rationalen und ökonomisch 
überzeugenden Argumente, 
mit denen Schröders eher 
vorsichtige Reformkurs be- 
gründet wurde, versucht 
man jetzt beiseite zu wi- 
schen. Bislang konnte man 
hoffen, das Fenster für wei- 
tere, Wachstum und Be- 
schäftigung fördernde Re- 
formen stehe noch etwa bis 
zur Sommerpause offen. 
Nun hat Schröder dieses 
Fenster unter dem Druck der 
innerparteilichen Widerstän- 
de ohne Vorwarnung vorzei- 
tig zuschnappen lassen. 

Viele Stimmen halten 
Schröders autokratischen 
und gouvernementalen Poli- 

tikstil insgesamt, den Ver- 
such, jenseits von Fraktion 
und Partei mit Hilfe von Be- 
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ratergremien, Konsensrun- 
den und Medienauftritten 
agieren zu wollen, für ge- 
scheitert. Wieder einmal 
zeigt sich, dass entgegen al- 
len Dementis nur das Prinzip 
der raschen, sprunghaften 
Wenden und der Konzeptlo- 
sigkeit in der schröderschen 
Regierungszeit noch intakt 
ist. In Schönwetterphasen 
mag die Methode-Schröder 
verfangen, nicht bei der 
Grundsanierung eines Lan- 
des. Die Substanz seiner Po- 
litik wird sich nicht ändern, 
hat er gesagt, als er den Par- 
teivorsitz an Müntefering 
abtrat. Das kann man nur als 

eine Drohung verstehen für 
unser Land. 

Als Schwerpunkte für die- 
ses Jahr bezeichnete der 
neue starke Mann Franz 
Müntefering die Ausbil- 
dungsplatzabgabe, die Eini- 
gung über das Zuwande- 
rungsgesetz, höhere Erb- 
schaftsteuern und die Bele- 

bung der Vermögensteuer. 
Der deutsche Arbeitsmarkt 
wartet aber weder auf mehr 
Zuwanderung noch auf eine 
weitere Abgabe für die Wirt- 
schaft, die die Arbeit verteu- 
ert; mit den Plänen zur Steu- 
ererhöhung erreicht man 
nichts anderes, als das Geld 
aus Deutschland hinauszu- 
treiben. Diese Politikziele 
sind grundfalsch und eben 
nicht das, was unser Land 
braucht. „Man kann sich Zeit 

nehmen", sagte Müntefe- 
ring zudem. Deutschland hat 
aber unter dieser Regierung 
schon so viel Zeit verschwen- 
det, dass es auf dem letzten 
Platz in Europa gelandet ist. 
Nur diese Regierung glaubt 
nach diesem ersten Reform- 
schritt, weiter tatenlos blei- 
ben zu können. So ist zu 
fürchten, dass es bis zu den 
Wahlen 2006 wenn nicht zu 
Rückschritten, so doch be- 
stenfalls zu einem Stillstand 

für unser Land kommt. 

Reformunfähigkeit 

Schröders Rücktritt vom 
SPD-Parteivorsitz beweist, 
dass linke Parteien nicht ge- 
eignet sind, in Wohlfahrts- 
staaten Wirtschafts- und So- 
zialreformen durchzuführen. 
Außer in Großbritannien - 
wo sich Blair aber auf That- 
chers Revolution stützen 
konnte - hat sich in keiner 
großen europäischen Volks- 
wirtschaft eine linke Partei 

als solcher Reformmotor er- 
wiesen. Entweder gingen die 
Reformen baden oder die 
Parteien. Nun ist in Deutsch- 
land beides passiert. Der 
Traum von den Linken als 
Gestaltungskraft für Wachs- 
tums- wie Sparpolitik oder 
für Deregulierung ist ausge- 
träumt. Die mächtigen Be- 
harrungsfraktionen in der 
SPD haben sich durchge- 
setzt. Auf lange Sicht ist da- 
mit für die SPD die Chance 
vertan, Reformpartei zu sein. 

Die obersten Sozialde- 
mokraten sagen zwar öffent- 
lich noch laut, dass sie auf 
Reformkurs bleiben. Doch 
heimlich hoffen sie um die 14 
Wahlen dieses Jahres zu 
überstehen, dass sich die 
Wirklichkeit allein deshalb 
ändert, weil sie sie nicht 
mehr zur Kenntnis nehmen. 
Wenn die Wähler der SPD 
ihren Unmut bei der Vielzahl 
der Wahlen dieses Jahres 

aber auf dem Wahlzettel 
quittieren, steht zu befürch- 
ten, dass die Partei sich total 
verabschieden wird als zu- 
kunftstaugliche Partei. Zu- 
rück mit der unbilligen Belas- 
tung der Rentner und Be- 
triebsrentner - mögen doch 

die Renten - und Kranken- 
versicherungsbeiträge stei- 
gen wie sie wollen. Her mit 
der Ausbildungsplatzabgabe 

- bis die betriebliche Erstaus- 
bildung zusammenbricht 

und der Faktor Arbeit end- 
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Regierungskrise 

gültig unbezahlbar ist. Mit 
dem Rücktritt des Parteivor- 
sitzenden ist eine inoffizielle 
Kanzlermehrheit für die 
Nach-mir-die-Sintflut-Politik 
zu Stande gekommen. 

Der linke SPD-Flügel hat 
den Rückmarsch ausgerufen, 
die Abkehr von der Agenda 
2010 und die Korrektur der 
Reformbeschlüsse. Vernünf- 
tige Leute selbst in der SPD 
fürchten, dass auf die Per- 
sonalentscheidungen in Kür- 
ze ein Kurswechsel folgen 
könnte, mit dem sich die Par- 
tei „das eigene Grab schau- 
feln" würde - und Deutsch- 
land dazu. Die Einführung ei- 
ner Ausbildungsplatzabgabe 
scheint nicht mehr zu stop- 
pen, obwohl sie in der der- 
zeitigen konjunkturellen La- 
ge verfehlt ist und u. a. eine 
neue Behörde von ca. 900 
Mitarbeitern einschließlich 
der dazugehörigen Bürokra- 
tie erzeugen wird. 

Schaden für 
Deutschland 

Dieses Signal wäre ver- 
heerend. Die Aufbruchstim- 
mung, die die rot-grüne Re- 
gierung durch die mit Hilfe 
der Union erzielten Vermitt- 
'ungsergebnisse im Sozialwe- 
Sen, in der Steuerpolitik und 
auf dem Arbeitsmarkt erzeu- 
gen wollte, droht einer läh- 
menden Apathie zu weichen. 

Man muss sich vor Augen 
führen, welchen Belastungen 
der schwache Aufschwung 
ausgesetzt wird, wenn die 
Ausbildungsplatzabgabe 

kommt, Steuern erhöht wer- 
den oder der grüne Umwelt- 
minister seinen energiepoliti- 
schen Crashkurs fortsetzt. 
Nichts braucht Deutschland 
weniger; denn die Folgerun- 
gen, die Investoren und Un- 
ternehmen daraus ziehen 
werden, dürften die schlei- 
chende Auswanderung der 
fertigenden Unternehmen 
einmal mehr beschleunigen. 
Am 1. Mai werden osteuropäi- 
sche Nachbarländer der EU 

beitreten, die für abwande- 
rungsbereite Unternehmen 
kostengünstige Standorte 
und Arbeitskräfte bieten wer- 
den. Die Bundesregierung 

unternimmt nichts gegen die 
damit verbundene Gefahr 
des Abzugs von Arbeitsplät- 
zen aus Deutschland. Sie ver- 
weigert die politische Ausein- 
andersetzung mit den unbe- 
quemeren Seiten der Wirk- 
lichkeit, den unerledigten 
Aufgaben etwa, die das 
Wachstum weiter von innen 

bedrohen. 
Stattdessen propagiert 

man eine andere Politik, eine 
andere Republik; eine, die 
sich im Ruf nach „sozialer Ge- 
rechtigkeit" selbst genug ist 
und nach dem Geld dafür 
nicht fragt. Viele wissen 
nicht, dass der Traum vom 

Fürsorgestaat ausgeträumt 
ist - Deutschland ist eben 
nicht umgeben von Mauern. 
Was bringt der Verzicht auf 
die Reform der Pflegeversi- 
cherung in diesem Jahr, wenn 
die Politik-Verbitterung der 

Beitragszahler, die stattdes- 
sen zahlen müssen, trotzdem 
wächst und wächst? In frühe- 
ren Zeiten genoss Deutsch- 
land Respekt in der Welt we- 
gen seiner Leistungsstärke 
und Wirtschaftskraft. Dieser 
Respekt ist zuletzt vielfach 
dem Spott gewichen. Der 
Spott könnte aber in Angst 
umschlagen. Angst nicht vor 
der Stärke, sondern vor der 
Schwäche in der Mitte Euro- 
pas. Vieles spricht dafür, 
denn eine Linie oder ein Profil 
deutscher Politik ist nicht 
mehr zu erkennen. Orientie- 
rungsschwäche, Sprunghaf- 
tigkeit und vordergründiges 
Taktieren bestimmen das Bild 
wie noch nie. Wenn Deutsch- 
land sich Dank Schröder und 
der SPD als reformunfähig er- 
weist, in einigen Jahren die 
EU nach unten zieht und in- 
nerlich nicht mehr als stabil 
angesehen wird, ist dies nicht 
nur ein Schaden für Deutsch- 
land. Daher stellt sich in die- 
sen Wochen verstärkt die 
Frage, wohin Deutschlands 

Weg führt. 
Volker Kauder ist Ers- 

ter parlamentarischer Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 
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Fatales Signal für Deutschland 
Die Bundesregierung hat 
bei der elektronischen Lkw- 
Maut auf der ganzen Linie 
versagt und eines der tech- 
nologisch vielversprechend- 
sten Projekte gegen die 
Wand gefahren. Die Schuld 
trifft den Bundesverkehrs- 
minister und den Kanzler, 
der dem Treiben viel zu lan- 
ge zugesehen hat. 

Die Maut-Blamage ist ein 
fatales Signal für das Image 
des Innovations- und Tech- 
nologiestandorts Deutsch- 
land in der Welt. Diese Bla- 
mage hat die Bundesregie- 
rung zu verantworten. Von 
vornherein ist Rot-Grün mit 
dem Maut-Projekt dilettan- 
tisch umgegangen: Ange- 
fangen von einem unglaub- 

lich schlecht ausgehandel- 
ten Vertrag über die mangel- 
hafte,  unprofessionelle  Be- 

gleitung des Projektes, das 
fehlendes Controlling, die 
vorzeitige Kündigung der 
Eurovignette, die voreilige 
Verplanung der erwarteten 
Einnahmen für den Bundes- 
haushalt bis hin zum Unver- 
mögen, mit den Partnern in 
der Industrie nachträglich ei- 
ne Verbesserung der Kondi- 
tionen zu verhandeln. 

Die Kündigungsanzeige 
lässt die Möglichkeit zur 
Nachbesserung offen. Diese 
Chance in letzter Minute 
muss unbedingt genutzt 
werden. Eventuell eingehen- 
de Angebote neuer Anbieter 
müssen mit den Angeboten 
von Toll Collect verglichen 
werden. Mit ihrem laienhaf- 
ten Vorgehen hat Rot-Grün 

dafür gesorgt, dass die Pers- 
pektiven für die Verkehrsin- 
frastruktur in Deutschland so 

Klaus Lippold 

schlecht sind wie noch nie- 
mals zuvor. Für die Finanzie- 
rung der Verkehrswege ist 
durch das Maut-Desaster der 
Chaosfall eingetreten. Im 
Jahr der EU-Osterweiterung 
fehlen drei Milliarden Euro! 

Die Union fordert die Re- 
gierung auf, ein neues Finan- 
zierungsprogramm für die 
Verkehrswege vorzulegen. 

Dirk Fischer ist verkehrs- 
politischer    Sprecher    der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Klaus Lippold ist Stellv. 
Fraktionsvorsitzender. 

LAURENZ MEYER: DAS CHAOS GEHT WEITER! 

Es tut weh zu sehen, wie 
Stolpes Maut-Debakel 
Deutschland zur Lachnum- 
mer in Europa macht. Nach 
der Entscheidung ist ab- 
sehbar, dass weitere Stu- 
fen der Blamage folgen 
werden und das Chaos wei- 
tergeht. Vor dem Hinter- 
grund des Maut-Desasters 
wirkt es geradezu aberwit- 
zig, dass der Bundeskanz- 

ler Innovation und neue 
Technologien zum politi- 
schen Schwerpunkt in 
2004 ausruft. Die aktuellen 
Konsequenzen von Stolpes 
unfähigem Krisenmanage- 
ment sind: Weitere zwei 
Monate Zeitverzug, weite- 
re Einnahmeverluste, Stopp 
für den Straßenbau und da- 
mit die Gefährdung von 

Zehntausenden Jobs. 

Die Bundesregierung 
muss jetzt durch Um- 
schichtung von Haushalts- 
mitteln zugunsten des 
Straßenbaus schnellstmög- 
lich dafür sorgen, dass nach 
dem deutschen Imagever- 
lust der handfeste wirt- 
schaftliche Schaden für Ar- 
beitsplätze, Unternehmen 
und Infrastruktur nicht 
noch größer wird. 
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Maut-Desaster 

Die Folgen 
des Debakels 

Auf 6,5 Mrd. € beziffert 
Bundesverkehrsminister 

Stolpe (SPD) die Schäden 
durch den gescheiterten 
Start der Maut. Bereits die 
Verzögerung des Starts hat 
bisher 2,2 Mrd. € Einnahme- 
ausfälle zur Folge. Jeden 
Monat entgehen dem Bund 
Maut-Einnahmen von 180 
Mio. €. Die Notlösung „Vig- 
nette" würde gerade einmal 
40 Mio. € pro Monat brin- 

gen und ist frühestens ab 
Oktober 2004 realisierbar. 

Die deutschen Spediteu- 
re geben der Bundesregie- 
rung die Mitverantwortung 

am Desaster um die LKW- 
Maut. Die Bundesregierung 

habe höchst fahrlässig ge- 
handelt, sagte der Hauptge- 
schäftsführer des Deutschen 

Speditions- und Logistikver- 
bandes Heiner Rogge. Es 
droht ein beispielloser Inves- 

titionsstau in Deutschland. 
Als möglicher Ausgleich fällt 

Rot-Grün bisher nichts Bes- 
seres ein, als wieder einmal 
die Neuverschuldung zu er- 
höhen. Die Konsequenzen 
'hres Versagens haben aber 
w'eder einmal die Bürger zu 
tragen. Manche eher indi- 
rekt, viele aber sehr direkt: In 
Form des möglichen Verlus- 
tes ihres Arbeitsplatzes als 

Rot-Grün tut weh! 

M AU T 

Ingenieur oder Bauarbeiter 
etwa. „Wenn die Einnahme- 
verluste aus der Maut voll zu 
Lasten der Investitionen ge- 

hen sollten, stehen 70000 
Arbeitsplätze auf dem Spiel. 
Das Mautdesaster darf nicht 
auf dem Rücken der Bauwirt- 
schaft ausgetragen werden", 
fordert der Präsident des 
Zentralverbandes des Deut- 
schen Baugewerbes, Arndt 
Frauenrath. Durch die Haus- 
haltssperre hat Rot-Grün 
den ersten Schritt dahin aber 
bereits getan. So gibt es im 
Jahr 2004 erstmals seit Be- 
stehen der Bundesrepublik 

Deutschland bei Straße und 
Schiene kein einziges Neu- 
bauprojekt. Allein beim 
Straßenetat werden nach 
Planungen noch vor der Kün- 
digung 685 Mio. € gekürzt. 
Der ADAC listet sogar 70 
Straßenbauprojekte auf, die 
durch den Maut-Ausfall ge- 
fährdet   sind   oder   bereits 

auf der Streichliste stünden. 
Warnende Worte auch vom 
Vorsitzenden des Bundes- 
verbands Güterkraftverkehr, 
Logistik und Entsorgung, 
Karlheinz Schmidt: „Ein mar- 
odes Straßensystem gefähr- 
det den ganzen Standort 

Deutschland." 

KURIOSITÄT 

Vielleicht gibt es für Man- 
fred Stolpe ja doch nc:h ei- 
nen Ausweg, die vorhande- 
nen Kontrollbrücken auf 
den Autobahnen gewinn- 
bringend zu nutzen: Der 
Möbel-Discounter Roller 
will für eine Mio. € die vor- 
handenen Apparaturen als 
Werbefläche verwenden. In 
einem Schreiben an den Mi- 
nister bat der Möbelkon- 
zern, einen Ansprechpart- 
ner im Ministerium zu be- 
nennen. Es bleibt zu hoffen, 
dass die Verhandlungen er- 
folgreicher verlaufen. 
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Maut-Desaster 

Bisherige Kosten für das Maut Desaster 

Das Bundesamt für Güter- 
verkehr in Köln sollte ab 
dem 31. August 2003 die 
Einhaltung der Gebühren- 
pflicht nach der LKW-Maut 
kontrollieren und überwa- 
chen. Dafür sind beim Bun- 
desamt für Güterverkehr 
insgesamt 974 Stellen vor- 
gesehen, von denen bereits 

zur Jahresmitte 2003 mehr 
als 500 Stellen besetzt wa- 
ren. Für Personal-, Verwal- 
tungs- und IT-Ausgaben zur 
Erledigung der nicht vor- 
handenen Maut-Aufgaben 
beim Bundesamt für Güter- 
verkehr sind im Bundes- 
haushalt 2002 und 2003 be- 

reits Ausgaben in Höhe von 
rd. 80 Mio. € veranschlagt 
gewesen. Darüber hinaus 

sind im Bundeshaushalt 
nicht im Einzelnen ausge- 
wiesene Ausgaben im Hin- 

blick auf die Einführung 
und Verwaltung der LKW- 
Maut auch beim Verkehrs- 
ministerium selbst und 
beim Kraftfahrt-Bundes- 
amt in beträchtlicher Höhe 
angefallen. Hinzu kommen 
noch rd. 500 T€ für die Ver- 
waltungsausgaben der Ver- 
kehrsinfrastrukturfinanzie- 

rungsgesellschaft, die zur 
Bewirtschaftung der bisher 
nicht angefallenen Maut- 
Einnahmen gegründet wor- 

den ist. 

Bei der Einführung der 
LKW-Maut hat sich das 
Verkehrsministerium bis- 
her für rd. 20 Mio. € von 
der „Beratergruppe LKW- 
Maut", einer aus fünf Mit- 
gliedern bestehenden Ar- 
beitsgemeinschaft, und an- 
deren externen Gutach- 
tern und Sachverständigen 
beraten lassen. Durch den 

Wegfall der bis zum 31. Au- 
gust 2003 erhobenen EU- 

RO-Vignette und die bis 
auf Weiteres verschobene 
Einführung der LKW-Maut 
wird derzeit gar keine Au- 
tobahnbenutzungsgebühr 
in Deutschland erhoben. 
Die Einnahmeausfälle aus 
dem Wegfall der EURO- 
Vignette belaufen sich al- 
lein für das Jahr 2003 auf 
ca. 170 Mio. €. Jährlich sind 

aus der EURO-Vignette ca. 
475 Mio. € zu erwarten ge- 
wesen. Wäre die LKW- 
Maut wie vorgesehen zum 

31. August 2003 einge- 
führt worden, hätten dem 
Bundeshaushalt nach An- 
gaben des Verkehrsmini- 
steriums im Jahr 2003 net- 
to rd. 625 Mio. € mehr zur 
Verfügung gestanden. Im 
Jahr 2004 entstehen durch 
die Nicht-Erhebung der 
LKW-Maut monatlich net- 

to rd. 180 Mio. € Minder- 
einnahmen. 

An Ost- 
deutschland 

denken 

Durch die fehlenden Ein- 
nahmen wird die Bedarfs- 
planung im Bundesverkehrs- 
wegeplan zur Makulatur. 

Erst unlängst noch hatte 
Stolpe versichert, dass die 
ostdeutschen Verkehrspro- 
jekte mit höchster Priorität 
gebaut werden. Jetzt gibt es 
schon die ersten Baustopps 
wegen fehlender Finanzmit- 
tel. Durch Stolpes Scheitern 
bei der Maut dürfen die ost- 
deutschen Verkehrsprojekte 
nicht in Frage gestellt wer- 
den. Ich fordere die Bundes- 
regierung auf, sich zum Wei- 
terbau der ostdeutschen 

Verkehrsprojekte zu beken- 
nen und eine klare Finanzie- 
rungszusage zu geben. 

Arnold Vaatz ist Stellv. 
Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
Sprecher der Abgeordneten 
der neuen Bundesländer. 



Maut-Desaster 

2 Milliarden-Euro-Loch 
für Finanzminister Eichel 

Chronik des Scheiterns 

Das Maut-Desaster hat 
schon jetzt eine erhebliche 
Lücke geschlagen (siehe 
Kasten „Bisherige Kosten 
für das Maut-Desaster", 
Seite 12). Allein im Bundes- 
haushalt 2004 fehlen 2,1 
Milliarden Euro, von denen 
Rot-Grün keinen Schimmer 
hat, wie sie gedeckt werden 
sollen. (2005 fehlen weitere 

Milliarden.) 
Der Bundesfinanzminis- 

ter ist aufgefordert, durch 
Umschichtung die aufge- 
blähten Verwaltungsausga- 
ben zugunsten der Ver- 
kehrsinvestitionen zu kür- 
zen. Eine Kreditfinanzie- 
rung, auf welchem Wege 
auch immer, ist angesichts 

eines bereits jetzt verfas- 
sungswidrigen Haushaltes 
nicht verantwortbar. 

Die von Verkehrsmini- 
ster Manfred Stolpe ins 
Spiel gebrachten Überle- 
gungen zu einer Kreditauf- 

nahme durch die Verkehrs- 
'nf rast rukt Urgesellschaft 
s'nd nur der Versuch, die Er- 
höhung der Neuverschul- 
dung des Bundes über einen 
weiteren Schattenhaushalt 
?u verschleiern. Die Be- 

hauptung, diese Kredite 
bürden nicht dem Bund zu- 
gerechnet   und   seien   da- 

Dietrich Austermann 

durch auch nicht relevant 
mit Blick auf das Maastrich- 
ter-Defizitkriterium, ist 

nicht haltbar. 
Mit der heutigen Ent- 

scheidung ist endgültig klar 

geworden, dass es weiter 
auf absehbare Zeit kein 
Geld für den Verkehrshaus- 
halt aus Maut-Einnahmen 
geben wird. Jetzt rächt sich, 
dass die Bundesregierung in 
Erwartung dieser einnah- 
men die „eigenen" Ver- 
kehrsinvestitionen im Bun- 

deshaushalt um rd. 22 % 

gekürzt hat! Das Maut-De- 
saster ist ein weiterer Be- 
weis für die Unfähigkeit von 

Rot-Grün, eine solide und 
verlässliche Haushalts- und 
Finanzpolitik zu machen. 

Dietrich Austermann ist 
haushaltspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

August '01: Bundeskabi- 
nett beschließt Mautein- 
führung für das Jahr 2003. 
Dezember '01: Wiederho- 
lung der Ausschreibung we- 
gen Formfehlern. 
Juni "02: Toll Collect (Daim- 
lerChrysler, Deutsche Tele- 
com und Cofiroute) erhält 
den Zuschlag. 
September '02: Verkehrs- 
minister Bodewig (SPD) un- 
terzeichnet Mautvertrag. 
Vereinbarter Starttermin: 
31. August 2003. 
Juli '03: Verschiebung des 
Starttermins auf den 2. No- 
vember 2003. EU-Kommis- 
sion leitet Verfahren gegen 
Deutschland ein, um Recht- 
mäßigkeit der LKW-Maut zu 
prüfen. 
Oktober '03: Starttermin 
wird auf unbestimmte Zeit 
verschoben. Führungsspit- 
ze von Toll Collect wird aus- 
gewechselt. 
November 03: Bundestag 
sperrt Verkehrsinvesti- 
tionen im Haushalt für 2004 
von 1 Mrd. Euro. 
Dezember '03: Ultimatum 
von Verkehrsminister Stol- 
pe: Bis 31.1/04 soll Toll 
Collect neuen Starttermin 
benennen. 
Januar '04: Toll Collect bie- 
tet Mautsystem in 2 Stufen 
an: Start erste Version am 
31. Dezember. Am 31. 
12/05 Start voll funk- 
tionsfähiges System. 
17. Februar 04: Stolpe er- 
klärt Verhandlungen für ge- 
scheitert und plant Kündi- 
gung des Vertrages mit Toll 
Collect. 



Kulturpolitik 

Norbert  Lammert: 

Kultur braucht keine Entflechtung 
Zu den aktuellen Überle- 
gungen zur 'Entflechtung' 
von Aufgaben und Zustän- 
digkeiten zwischen Bund 
und Ländern im Kontext 
der Föderalismuskommissi- 
on erklärt der Vorsitzende 
des Gesprächskreises Kul- 
tur der CDU Deutschlands. 

Der Gesprächskreis Kul- 
tur der CDU Deutschlands 
hat sich nachdrücklich gegen 
eine 'Entflechtung' der ge- 
wachsenen Strukturen in der 
Kulturförderung von Kom- 
munen, Ländern und Bund 
ausgesprochen und vor einer 
Aufnahme der Kulturförde- 
rung in den Themenkatalog 
der Föderalismuskommissi- 
on gewarnt. Gesetzgebungs- 
kompetenzen - soweit vor- 
handen - seien im Kulturbe- 
reich zwischen Bund und 
Ländern ohnehin nicht strei- 

tig, vorhandene gemeinsa- 
me Finanzierungen von Kul- 
tureinrichtungen hätte sich 
bewährt und blieben unver- 
zichtbar. 

„Für die angestrebte 'Ent- 
flechtung' von Aufgaben 
zwischen Bund und Ländern 
besteht im Kulturbereich 
keinerlei Notwendigkeit. Im 
Gegenteil sind gravierende 
Probleme unvermeidlich, 
wenn bewährte Kooperati- 
onsmodelle und damit ver- 

bundene wechselseitige Fi- 
nanzierungszusagen durch 
eine unnötige 'Flurbereini- 
gung' aufgegeben werden 
müssten", so Lammert. „Es 
ist bemerkenswert, dass we- 
der Vertreter des Bundes 
noch der Länder, am wenig- 
sten aber die Repräsentan- 
ten der Kulturszene aus ihrer 
jeweiligen Sachkenntnis und 
Interessenlage einen Bedarf 
an 'Entflechtung' erkennen 
können." 

Die Mitglieder des Gre- 
miums haben dazu die fol- 
gende gemeinsame Er- 
klärung verabschiedet: 
• 1. Kunst - und Kulturförde- 
rung ist eine Gemeinschafts- 
aufgabe von Kommunen, Län- 
dern und Bund. Diese Aufga- 
benteilung ist nicht nur histo- 
risch gewachsen, sie ist in die- 
ser Verbindung auch die ein- 
zig sachgerechte Umsetzung 
des Selbstverständnisses des 

Kulturstaates Deutschland 
unter den Bedingungen einer 
föderalistisch verfassten Ord- 
nung. In diesem Sinne ist die 
Förderung von Kunst und 
Kultur eine „Pflichtaufgabe" 

von Bund, Ländern und Ge- 
meinden. 

2. Eine Entflechtung der 
gewachsenen Aufgabenver- 
teilung im Kulturbereich 
würde die verfügbaren fi- 
nanziellen Mittel nach allen 
Erfahrungen der Vergangen- 
heit deutlich reduzieren und 
damit die Förderspielräume 

von Institutionen und Pro- 
jekten erheblich verringern. 
Als Ergebnis einer solchen 
'Entflechtung' würden Kunst 
und Kultur nicht gestärkt, 

sondern geschwächt. 
• 3. Die gemeinsame Aufga- 

benwahrnehmung von Bund 
und Ländern liegt insbeson- 

dere, aber nicht nur bei na- 
tional und international her- 
ausragenden Kultureinrich- 
tungen und Projekten aus 
grundsätzlichen wie aus 

praktischen Gründen im vi- 
talen Interesse des Bundes 
wie der Länder, vor allem 
aber der Träger, Akteure und 
Besucher der Kultureinrich- 

tungen." 
Norbert Lammert, MdB, 

ist Vizepräsident des Deut- 
sches Bundestages. 
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Europa-Wahlkampf 

Hans-Gert Pöttering: 

Methodisch und inhaltlich der falsche Weg 
Als inhaltlich und metho- 
disch falschen Weg hat 
der Spitzenkandidat der 
CDU für die Europawahl 
und Vorsitzende der EVP- 

ED-Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, das Son- 
dergipfeltreffen zwischen 
Bundeskanzler Schröder, 
dem französischen Staats- 
Präsidenten Chirac und 
dem britischen Premier- 
minister Blair in Berlin kri- 
tisiert. 

Dieser Sondergipfel sei 
Methodisch falsch, da er 
2u einer Gruppenbildung 
'n der Europäischen Union 
führe und den Argwohn al- 
ler nichtbeteiligten Partner 

hervorrufe, wie die Reak- 
tion aus mehreren Ländern 

bereits gezeigt habe. Aber 
auch inhaltlich führe der 
Gipfel auf einen Holzweg. 

„Mit neuen Posten in der 
tU-Kommission sind wirt- 
Schaftliche Probleme nicht 
2|J lösen, vielmehr geht es 
darum, notwendige Refor- 
men der europäischen Wirt- 
schaftsverfassung durchzu- 
führen", erklärte Pöttering. 

D'e Berufung allein auf 
notwendiges Wirtschafts- 
wachstum weise in die 
tische Richtung. Stabilität 
Und       Haushaltssanierung 

seien die Voraussetzung für 
stabiles Wachstum, da eine 
neue Verschuldungspolitik 

die Probleme nur weiter 
verschärfen würde. „Zu Fra- 
gen der Stabilitätspolitik 
und der Haushaltssanierung 
fehlt von dem Sondergipfel 
jedoch jedes Signal", erklär- 
te Pöttering. 

Eingriff in die 
Koordination 

Die Idee eines „Super- 
kommissars" nach dem Vor- 
bild des gescheiterten „Mo- 
dells Clement" auf die Eu- 
ropäische Union zu übertra- 
gen sei eine Anmaßung, da 

es auch in die Koordinie- 
rungsaufgabe des zukünfti- 
gen Kommissionspräsiden- 

ten eingreife. Schröder, Chi- 
rac und Blair verhielten sich 
so, als wenn die Minister- 

präsidenten der drei größ- 
ten Bundesländer, Nord- 
rhein-Westfalen, Bayern und 
Baden-Württemberg, in die 
Richtlinienkompetenz des 
Bundeskanzlers eingreifen 
würden. 

Ein klares positives Sig- 
nal für die Verabschiedung 
der Europäischen Verfas- 
sung und einen Hinweis auf 
Kompromissbereitschaft 
zur Lösung der strittigen 
Fragen habe dieser Sonder- 
gipfel bedauerlicherweise 

nicht erkennen lassen. Dies 
hätte ein konstruktiver Bei- 

trag des Gipfels für die eu- 
ropäische Politik sein kön- 

nen. 
„Die Europäische Union 

kann nur dann funktionie- 
ren, wenn die politische De- 
batte im Rahmen der Ge- 
meinschafts Institutionen 
geführt wird und nicht 
Beschlüsse auf isolierten 
Sondergipfeltreffen gefasst 
werden, die dann den ande- 
ren kleineren Ländern auf- 
gezwungen werden sollen. 
Eine solche Politik birgt die 
Gefahr des Auseinanderfal- 
lens der Europäischen Uni- 
on in verschiedene Gruppen 
und Grüppchen und zeich- 
net Konflikte in der Europäi- 
schen Union vor," erklärte 
Pöttering. 
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Aus den Gremien 

Erste Bundesfachausschüsse 
zusammengetreten 

Mit der Konstituierung der 
ersten Bundesfachaus- 
schüsse zu Beginn des Jah- 
res hat die programmati- 

sche Arbeit der CDU wei- 
ter an Fahrt zugenommen. 

Auftakt bildete der erste 
Zusammentritt des Bun-des- 
fachausschusses „Internatio- 
nale Zusammenarbeit und 
Menschenrechte." Zum Vor- 
sitzenden wurde der Europa- 

Atmin Laschet 

abgeordnete Armin Laschet 
gewählt, der in der Vergan- 
genheit bereits den Bundes- 
fachausschuss Entwicklungs- 
politik geleitet hatte. Stell- 
vertreter sind die Bundes- 
tagsabgeordneten Claudia 

Nolte und Peter Weiß. Als 
Arbeitsschwerpunkte wur- 
den die Themen Kinderarbeit 
und Kindersoldaten und die 
Reform der Vereinten Natio- 

nen beschlossen. Darüber 
hinaus will der Bundesfach- 
ausschuss Konzepte der Zu- 
sammenarbeit mit Ländern 
und Regionen erarbeiten. 

Zum Vorsitzenden des 
Bundesfachausschuss Euro- 
papolitik der CDU Deutsch- 
lands wurde Elmar Brok ge- 
wählt. Der Europaabgeord- 
nete hatte bereits in der Ver- 
gangenheit den Bundesfach- 
ausschuss geleitet. Als Stell- 
vertreter wurden der Bun- 
destagsabgeordnete Peter 
Altmeier und die Europami- 
nisterin des Landes Branden- 
burg, Barbara Richstein, ge- 
wählt. Auf der Agenda des 
Bundesfachausschusses ste- 
hen der Europäische Verfas- 
sungsvertrag, die EU-Erwei- 
terung und die Lissabon- 
Strategie . 

Dem Bundesvorsitzen- 

den der Christlich-Demo- 
kratischen Arbeitnehmer- 
schaft Deutschlands, Her- 
mann-Josef Arentz, wurde 
die Leitung des Bundesfach- 
ausschusses „Gesellschafts- 
und Sozialpolitik" übertra- 
gen. Vertreten wird der 
nordrheinwestfälische Land- 
tagsabgeordnete von der 
niedersäschischen Ministe- 
rin für Soziales, Frauen, Fa- 
milie und Gesundheit, Ursu- 

la von der Leyen, und dem 
Bundestagsabgeordneten 

Hartmut Schauerte. In seiner 
Antrittsrede erläuterte der 
Vorsitzende Arentz, dass 
man sich auch künftig als so- 
zial- und gesellschaftspoliti- 

sche Ideenwerkstatt der 
CDU Deutschlands verstehe 
und der Ansprechpartner für 
Bürger, Verbände und Orga- 
nisationen sein werde. Die 
Aufgabe müsse sein, die an- 
stehenden Reformmaßnah- 
men kritisch zu begleiten, ei- 
gene Ideen und Konzepte zu 

entwickeln und diese in ei- 
nem breiten gesellschaftli- 
chen Rahmen zu diskutieren. 

Dabei dürfe die soziale Ge- 
rechtigkeit nicht aus dem 
Blickwinkel geraten. Der 
Bundesfachausschuss be- 
schloss, sich unter anderem 

mit  folgenden  Themen  zu 
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Aus den Gremien 

Hermann-Josef Arentz 

befassen: Reform der Bun- 
desagentur für Arbeit, Re- 
form der Pflegeversiche- 
rung, insbesondere Präventi- 
on und geriatrische Rehabili- 
tation, Pflegepersonal, Aus- 
bildung von Pflegekräften, 
Situation in den Heimen, Be- 
hindertenpolitik, Bürgerge- 
sellschaft/Ehrenamt, Aufbau 
und Pflege von Kontakten zu 
Verbänden. 

Die Leitung des Bundes- 
fachausschusses Umwelt-, 
Natur- und Klimaschutz wur- 
de dem umweltpolitischen 
Sprecher und Vorsitzenden 
der Arbeitsgruppe Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit der CDU/ CSU-Bun- 
destagsfraktion, Peter Pazi- 
0rek, übertragen. Zu seinen 
Stellvertretern wählten die 
Ausschussmitglieder die 
rundestagsabgeordnete 
'anja Gönner und den 
Staatssekretär im Thüringer 
Ministerium für Landwirt- 
Schaft, Naturschutz und Um- 
welt, Stefan Baldus. 

Der Bundesfachaus- 
schuss hat sich zum Ziel ge- 
setzt, sowohl die umweltpo- 
litischen Grundlagen und 
Grundwerte der Union auf- 
zuzeigen, als auch für die 
verschiedenen Themenfel- 
der des Umwelt-, Natur- und 
Klimaschutzes konkrete 
Handlungsempfehlungen 
zu erarbeiten. „Wir wollen 
deutlich machen", so der 
Bundesfachausschuss-Vor- 
sitzende Peter Paziorek, 
„dass es der Union mit inno- 
vativen Konzepten durch- 
aus gelingen kann, das in 
Deutschland so dringend er- 

Peter Paziorek 

forderliche wirtschaftliche 
Wachstum mit technologi- 
schem Fortschritt und einer 
Verbesserung der Umwelt 
in Einklang zu bringen." 

HINTERGRUND: BUNDESFACHAUSSCHUSS 

Der Bundesvorstand der 
CDU Deutschlands kann zu 
seiner fachlichen Beratung 
und Unterstützung Fach- 

ausschüsse und Arbeits- 
kreise einsetzen. Die Bun- 
desfachausschüsse der 
CDU haben die Aufgabe, 
die Programmatik der CDU 
im Detail zu formulieren 
und zu ergänzen, der inter- 
essierten Fachöffentlich- 
keit ein kompetenter An- 
sprechpartner zu sein, die 
Beziehungspflege zwi- 
schen der Partei sowie In- 
stitutionen und Verbänden 
zu unterstützen und einen 
Beitrag zur Koordinierung 

der Politik der CDU in den 
Ländern zu leisten. 

Die Mitglieder dieser 

Ausschüsse werden vom 
Generalsekretär berufen. 
Die Vorstände der Landes- 
verbände, der Bundesver- 
einigungen, des EAK und 
des RCDS können dem 
Generalsekretär Personal- 
vorschläge unterbreiten. 
Dabei achtet der General- 
sekretär darauf, dass das 
Expertenwissen aus den 
Gliederungen der CDU so- 
wie aus Verbänden und In- 
stitutionen in den Bundes- 
fachausschüssen zusam- 
mengeführt wird. 

Quelle: Statut der CDU Deutsch- 

lands, Ordnung der Bundesfach- 

ausschüsse der CDU 
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Aus den Ländern 

Neujahrsempfang in Bremen 
Auf dem Neujahrsempfang 
der Bremer CDU hat der 
Landesvorsitzende Bernd 
Neumann vom Koalitions- 
partner SPD die Einforde- 
rung der von Bundeskanz- 
ler Schröder gegebenen Fi- 
nanzzusagen für das Land 
verlangt. 

„Das Einlösen der in dem 
so genannten Kanzlerbrief 
zugesicherten Gelder ist für 
Bremen existenziell", sagte 
Bernd Neumann auf einem 
der größten Neujahrsemp- 
fänge der Union vor etwa 
3000 Zuhörern. Der Bremi- 
sche Regierungschef Scherf 
(SPD) könne seinen Plan, 
sich 2005 aus der Politik 
zurückzuziehen, erst dann 

umsetzen, wenn er den 
Kanzlerbrief auch wirklich 
durchgesetzt habe. 

Schröder hatte Scherf im 
Juli 2000 in Verbindung mit 
der Verabschiedung der 
Steuerreform im Bundesrat 
schriftlich zugesagt, dass 
dem Land finanzielle Nach- 
teile aus dieser Reform aus- 
geglichen würden. 

Die Zusammenarbeit in 
der Großen Koalition be- 
zeichnete Bernd Neumann 
als gut und meist geräusch- 

los, auch wenn es gelegent- 
lich Kontroversen gebe. 

„Wer hätte in den 80er Jah- 
ren geglaubt, dass in Bre- 

men die CDU zehn Jahre 
später in die Regierungsver- 
antwortung kommt, die 
jetzt in die dritte Legislatur- 
periode geht", sagte der 
Landesvorsitzende selbst- 
bewusst. Als Beispiel für ge- 
legentliche Meinungsunter- 
schiede zwischen der Bre- 
merCDU und SPD nannteer 

das Kopftuchverbot an 
Schulen. Während die Bre- 
mer SPD in dieser Frage 
noch heillos zerstritten ist, 
stellte Bernd Neumann klar: 
„Die Bremer CDU wird 
Kopftücher in den Schulen 
nicht tolerieren." 

Der stellvertretende Re- 
gierungschef, Bürgermeis- 
ter Hartmut Perschau lobte 
den Gastredner des Neu- 
jahrsempfangs, Niedersach- 
sens Ministerpräsident 
Christian Wulff, für die gute 
Zusammenarbeit. „Wir be- 

weisen damit, dass es nicht 
darauf ankommt, dass Län- 

der verschmelzen, sondern 
dass sie gut zusammenar- 
beiten", so Hartmut Per- 

schau. 
Der Ehrengast des Neu- 

jahrsempfangs, Christian 
Wulff, mahnte in seiner mit 
großer Begeisterung aufge- 
nommenen Rede weitere, 
durchgreifende Reformen 

für den Arbeitsmarkt, die 
Sozialversicherungen und 
die Finanzordnung an. Der 
jüngste Kompromiss im Ver- 
mittlungsausschuss könne 
nicht darüber hinweg täu- 
schen, dass Deutschland die 
eigentlichen Reformschritte 

noch vorsieh habe. 
Den Nordwesten Deutsch- 

lands bezeichnete Christian 
Wulff als „Zukunftsregion", 
in der „Aufbruchstimmung" 

herrsche. Als Beispiele führ- 
te er den neuen Wesertun- 
nel und das „Jahrhundert- 

bauwerk" Tiefseehafen 'n 

Wilhelmshaven an. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Sperrminorität bei 
Embryonenforschung 

beachten. 

Stellungnahme zur weite- 
ren Planung der EU-Kom- 

mission, verbrauchende 
Embryonenforschung zu 
fördern: 

Die EU-Kommission soll- 
te keine Embryonenfor- 
schung fördern, für die Em- 
bryonen zur Herstellung 
von Stammzellen zerstört 
Wurden. Gegen eine finanzi- 
elle Unterstützung entspre- 
chender Forschungsprojek- 
te stimmte Ende letzten Jah- 
res eine Sperrminorität im 
Forschungsministerrat. 

Forschungskommissar 
Busquin wird aufgefordert, 
auf die Bedenken dieser 
Sperrminoritätsländer 

Rücksicht zu nehmen und 
2u respektieren, dass ver- 
brauchende Embryonenfor- 

schung in mehreren Mit- 
gliedsstaaten als Instru- 
mentalisierung menschli- 
chen Lebens, als Verstoß 
gegen die Menschenwürde 
und das Recht auf Leben 
Erstanden wird. 

Ein ausreichender Em- 

bryonenschutz ist nur ge- 
währleistet, wenn - wie in 
Deutschland - ein fester 
Stichtag für den Import und 
die Verwendung embryona- 
er Stammzellen gilt. Nur 
^ann entstehen keine Anrei- 

m \ 
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Thomas Rachel 

ze für die Tötung von Em- 
bryonen zur Stammzellher- 
stellung. Eine entsprechen- 
de Beschränkung, welche 
Stammzellen für von der EU 
unterstützte Projekte ver- 
wendet werden dürfen, sieht 
die Planung der EU-Kommis- 

sion jedoch nicht vor. 
Dies widerspricht der 

ethischen Grundüberzeu- 
gung der Sperrminoritäts- 
länder. 

Thomas Rachel ist Spre- 
cher der CDU/CSU-Fraktion 
in der Enquete-Kommission 

„Ethik und Recht der moder- 
nen Medizin". 

CDU/CSU-Positionen 
zum TKG bestätigt 

Erklärung zum Sondergut- 
achten der Monopolkom- 
mission zum Entwurf des 
Telekommunikationsge- 

setztes: 
Die Monopolkommission 

bestätigt in  ihrem  Sonder- 

gutachten in zentralen Punk- 
ten die Positionen der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion zur 
TKG-Novelle. So stellen die 
Wettbewerbshüter fest: 
*s Das Kriterium des „funk- 
tionsfähigen Wettbewerbs" 
als Eingriffsschwelle für Re- 
gulierungsmaßnahmen ist 
nicht EU-rechtskonform 
und muss geändert werden; 
• die Maßnahmen zur Re- 
gulierung sind im Interesse 
des Wettbewerbs zwingend 
um Instrumente der „soft 
Regulation" zu erweitern 
und in das Auswahlermes- 
sen der Regulierungsbehör- 

de zu stellen; 
• es muss klargestellt wer- 
den, dass das Konsultati- 
onsverfahren mit der EU nur 
bei Marktdefinition und 
Marktanalyse und nicht bei 
der Regulierungsverfügung 

zur Anwendung kommt; 
• die Systematik der Zu- 
gangsregulierung ist im In- 
teresse der Rechtssicher- 
heit und des Wettbewerbs 
klarzustellen; 
• der Rechtsschutz Dritter 
ist durch die Gewährung 
von Antragsrechten für die 
Einleitung von Regulierungs- 
verfahren im Rahmen der 
nachträglichen Entgeltregu- 
lierung und der Miss- 
brauchsaufsicht zu stärken; 
• der Rechtsweg ist zu den 
Zivilgerichten zu verlagern. 

Harte Kritik übt die Mo- 
nopolkommission   dagegen 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Martina Krogmann 

am Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung. Insbesondere 
wendet sich die Kommissi- 
on gegen Tendenzen des 

Gesetzentwurfs, „den politi- 
schen Einfluß insbesondere 
der Bundesregierung auf 
die Regulierungsbehörde 
und grundlegende Regu- 
lierungsentscheidungen zu 
verstärken". Auch hier un- 
terstützt die Monopol- 
kommission die Forderun- 
gen der Union nach einem 
transparenten Regulie- 
rungsverfahren und einer 
Stärkung der politischen 
Unabhängigkeit der RegTP. 
Auch die im Gesetzentwurf 
verankerten Kriterien zur 
angemessenen Verzinsung 
des eingesetzten Kapitals 
seien „vage und wenig prä- 
zise", so die Monopolkom- 

mission. 
Fazit: Der Gesetzentwurf 

der Bundesregierung ist 

nicht EU-konform und in 
weiten Teilen unzureichend. 

Er muss daher grundsätzlich 

überarbeitet werden und 
zentrale Forderungen der 
Union berücksichtigen! 

Martina Krogmann ist 
Internet-Fraktionsbeauf- 
tragte und Berichterstatte- 
rin für Telekommunikation. 

Schwarzarbeits- 
bekämpfungsgesetz 

Erklärung zum vom Bun- 
deskabinett beschlossenen 
Gesetzentwurfs zur Inten- 
sivierung der Bekämpfung 
der Schwarzarbeit und da- 
mit zusammenhängender 
Steuerhinterziehung: 

Schwarzarbeit lässt sich 

mit neuen und schärferen 
Strafandrohungen nicht ef- 
fektiv bekämpfen, wenn die 
Strafgesetze nicht vollzieh- 
bar sind und sie deshalb ih- 
re abschreckende Wirkung 
verlieren. Deshalb hat Bun- 
desfinanzminister Hans Ei- 
chel den ursprünglichen Ge- 

setzentwurf zur Intensivie- 
rung der Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und damit 
zusammenhängender Steu- 
erhinterziehung erheblich 
nachbessern müssen. Auf 
Druck des Bundesjustizmi- 
nisteriums soll die illegale 
Beschäftigung geringfügig 
Beschäftigter in privaten 
Haushalten nun als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet 
werden. Bestimmte Formen 
der Nachbarschaftshilfe sol- 

Michael Meister 

len als Bagatellfälle behan- 
delt werden. 

Gleichwohl wirft der Ge- 
setzentwurf noch eine Rei- 
he von Fragen auf. Hierzu 
gehören beispielsweise der 
geplante Einstieg in den 
Aufbau einer „Bundesstraf- 
verfolgungsbehörde", die 
unüberschaubare Vermi- 
schung von Kompetenzen 

auf Bundes- und Landesebe- 
ne, die Rechnungsausstel- 
lungs- und -aufbewahrungs- 

pflicht bei Arbeiten auf pri- 
vaten Grundstücken oder 
die geplanten Maßnahmen 

im gewerblichen Bereich. 
Vorbeugende Maßnahmen 
gegen die Schwarzarbeit 

sind ebenso wenig ersicht- 

lich wie die Senkung der Ab- 
gabenlast, die Vereinfa- 
chung des Sozial- und Steu- 
errechts oder der Abbau 

von Bürokratie. 
Wachstum und Auswir- 

kungen der Schattenwirt- 

schaft erfordern ein Maß- 
nahmenbündel.  Dies  muss 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

aus präventiven und repres- 
siven Maßnahmen beste- 
hen, damit das Bewusstsein 
für die Schädlichkeit der 
Schattenwirtschaft ge- 
schärft wird. Die Bundesre- 
gierung wird noch einiges 
zu tun haben, wenn sie die 
Schwarzarbeit erfolgreich 
bekämpfen will. 

Michael Meister ist fi- 
nanzpolitischer Fraktions- 
sprecher. 

Kein europäisches 
Direktorium 

Erklärung zum Gipfeltref- 
fen der Staats- und Re- 
gierungschefs aus Frank- 
reich, Großbritannien und 

Deutschland: 
Mit dem Dreier-Gipfel in 

Berlin riskiert die Bundes- 
regierung neue Irritationen 
in der EU. Nach der Hänge- 
Partie in der Verfassungs- 
frage, dem Streit um die 
EU-Finanzen und dem 
Bruch des Stabilitätspak- 
fes, weckt die Bundesregie- 
rung nun „Direktoratsäng- 
ste" bei den 22 Staaten, die 
sich die Berliner Veranstal- 
tung von außen ansehen 

Müssen. Diese Politik der 
polarisierung ist problema- 
tisch. 

Das Ziel, die Europäische 
Union bis 2010 zum wett- 
bewerbsfähigsten Wirt- 
Schaftsraum   der   Welt   zu 

machen, wird nicht zuletzt 
durch die schlechte Wirt- 
schaftspolitik dieser Bun- 
desregierung konterkariert. 
Erst wenn Deutschland wie- 
der zur wirtschaftlichen Lo- 

komotive in der Europäi- 
schen Union wird, kann die- 
ses Ziel erreicht werden. Es 
drängt sich der Eindruck 
auf, dass Schröders Super- 
kommissar-ldee von den ei- 
genen Fehlern und der wirt- 
schaftlichen Schwäche in 
Deutschland und ablenken 
soll. 

Es ist grundsätzlich rich- 
tig, dass bei einer größer 
werdenden Kommission ei- 

ne stärkere Koordinierung 

sinnvoll ist. Diese könnte 
von Vizepräsidenten über- 
nommen werden, die für die 
Abstimmung in jeweils ei- 
nem größeren Politikbe- 
reich verantwortlich wer- 

den. 
Peter Hintze ist europa- 

politischer Fraktionsspre- 

cher. 

Palästina: Kontrolle 
der Hilfsgelder 

Erklärung zum Besuchs des 
palästinensischen Premier- 
ministers Kurei in Berlin: 

Die G-8-Staaten, die EU 
und die Bundesregierung 
unterstützen die palästinen- 
sische Regierung alljährlich 
mit hunderten von Millionen 
EURO. Dabei versinken Araf- 
ats und Kureis Behörden im 
Korruptionssumpf. Arafat 
soll bis zu 900 Millionen 
Dollar auf eigene Konten ab- 
gezweigt haben. Mit diesem 
Geld unterhält er angeblich 
auch Angehörige von Selbst- 
mordterroristen und poli- 
tisch ihm nahestehende Or- 
ganisationen. Damit ver- 
sickert ein wesentlicher Teil 
der Hilfe für die Palästinen- 
ser in dunklen Kanälen. Da 
diese Unterstützung von we- 
sentlicher Bedeutung für ei- 
ne Stabilisierung der p ilästi- 
nensischen Autonomiege- 
biete ist, muss die Bundesre- 
gierung im Zusammenspiel 
mit unseren europäischen 
und internationalen Part- 
nern endlich konsequenter 
eine transparente Verwen- 
dung der Gelder und einen 
nachweisbarer Kampf gegen 
die Korruption in den Auto- 
nomiebehörden einfordern. 

Christian Ruck ist ent- 
wicklungspolitischer Frakti- 

onsspreche. 
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Öffentlichkeitsarbeit 
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Beschlüsse des 17. Parteitages 

in Leipzig 2003 

Deutschland fair ändern. 
Ein neuer Generationenvertrag für unser Land. 
Programm der CDU zur Zukunft der sozialen Sicherungs- 
systeme + Anlage Fragen und Antworten zum Beschluss 

„Deutschland fair ändern." 
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